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er Haftbefehl des Haager Inter-
nationalen Strafgerichtshofs ge-
gen Muammar al-Gaddafi, Saif

al-Islam und Abdullah al-Senoussi
sendet einpositives Signal aus.

Denn er ermutigt alle, die den
schwierigenKampf gegendie „Kultur
der Straflosigkeit“ führen, die nach
wie vor in vielen Staaten verbrecheri-
sche Machthaber in Ruhe schlafen
lässt. Amnesty International spricht
von einem „impunity gap“, der Kluft
zwischen international gültigenMen-
schenrechtsstandards und der tägli-
chen Praxis, sie ungestraft mit Füßen
zu treten. Internationale Haftbefehle
des Haager Gerichts können, wie im
FalldessudanesischenPräsidentenal-
Baschir, nichtvollstrecktwerden,weil
dasnicht inderMacht derAnklagebe-
hörde steht. Aber sie demonstrieren
denAnspruchderOpferdesStaatster-
rorismusaufGerechtigkeit.

Saif al-Islam hat dem Haager Ge-
richt vorgeworfen, nichts als ein In-

D
strument zu sein, das sichdie Europä-
ischeUnionzurBeherrschungAfrikas
zugelegt hat. Auf der rechtlichen Ebe-
ne ist der Fall klar. Nicht die EU, son-
dern der Weltsicherheitsrat der UNO
hat die Ermittlungen des Haager Ge-
richts gegen Gaddafi genehmigt, ent-
sprechend der Satzung und übrigens
einstimmig.BeiseinerAblehnungdes
Haager Gerichts versucht Saif, sich
aufdasArgument„Ihrmesstmitzwei-
erleiMaß“ zu stützen. Tatsächlich:Wo
zu starke Interessen „desWestens“ im
Spiel sind oder der Staatsverbrecher
zumächtig ist, unterbleibt jede Straf-
verfolgung. Auch lehnen Staaten wie
die USA und China den Strafgerichts-
hof ab und schwächen damit seine
universelleGeltung.Aberdassindkei-
ne Argumente gegen den Anspruch,
Staatsverbrechen dort zu verfolgen,
woesschonjetztmöglichist.Undviel-
leicht abschreckendzuwirkenaufpo-
tenzielleVerbrecher.
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WarnunganStaatsterroristen

er Stresstest des umstrittenen
Bahnhofsprojektes Stuttgart 21
kommt zu einem für die Deut-

sche BahnAG erfreulichen Ergebnis –
so sickert es aus Bahnkreisen durch.
Dieses–vorläufige–ErgebnisdesLeis-
tungstests überrascht kaum. Schließ-
lich ist schwer vorstellbar, dass die
Bahn einen Test macht, bei dem sie
selbst schlecht aussieht. Viel interes-
santer ist daher, ob das Testergebnis
auch einer unabhängigen Prüfung
standhält, die noch aussteht. Sollte
diese positiv ausfallen, was wahr-
scheinlich ist, bleibt denGegnern nur
noch eine Volksabstimmung im
Herbst, umdas Projekt zu kippen. Für
die Grünen, die die Landesregierung
in Stuttgart anführen und das Projekt
vehement ablehnen, ist dieseAbstim-
mung die letzteMöglichkeit, aus dem
Konflikt zukommen.

SolltendieGegnerdieVolksabstim-
mung gewinnen, stündendieGrünen
als strahlende Sieger da. Schließlich
warensiees, diedenProtestgegendas
Projekt, das vor allem der Bauwirt-
schaft im Ländle nützt, jahrelang un-

D
terstützthaben.SolltendieGegnerbei
derAbstimmungscheitern–sei esam
Quorum oder am Votum –, müssten
dieGrünendasErgebnisakzeptieren–
und bauen. In diesem Fall hätten sie
verloren, weil ihre Gegenargumente
jaoffenbarnicht gutgenugwaren, die
Baden-Württemberger vom Ausstieg
zuüberzeugen.

Auch wenn die Chancen bei einer
Volksabstimmung fifty-fifty stehen –
die Grünen müssen das Risiko einer
Niederlage eingehen. Das sind sie
dem Widerstand gegen Stuttgart 21
schuldig. Würden sie vorher einkni-
ckenunddenBau akzeptieren,würde
ihnen das als Verrat ausgelegt. Aus
Berlin wird es jedenfalls keine Unter-
stützungfürdieGrünengeben. ImGe-
genteil: Die schwarz-gelbe Bundesre-
gierung, die die bundeseigene Bahn
stoppenkönnte, schautgenüsslichzu,
wie sich die Grünen im Ländle ab-
strampeln. Ein teurer Spaß. Denn na-
türlich weiß man in Berlin, dass die
StuttgarterMilliarden für sinnvollere
Bahnprojekte fehlen.
Schwerpunkt SEITE 3

........................................................................................................................................................................................................

RICHARD ROTHER ÜBER DEN STRESSTEST ZU STUTTGART 21

........................................................................................................................................................................................................

LetzteHoffnungVolksbegehren

Schwarz-Gelb in Berlin schaut freudig zu,
wie sich die Grünen im Ländle abstrampeln

n Tegucigalpa sind die Würfel gefal-
len. Keine und keiner der mehr als
1.500 Delegierten verweigerte sich

amWochenendedemPlanvonEx-Prä-
sident Manuel Zelaya, schon bei den
Wahlen in zweieinhalb Jahren die
Machtfrage zu stellen. Im Vorfeld des
Kongresses derWiderstandsfrontwar
diese Position keineswegs unumstrit-
ten. Denn wenn man sich zur Wahl
stellt, akzeptiertmandas engegesetz-
liche Korsett, das die honduranische
Oligarchie für ihre Bedürfnisse ge-
schneiderthat.DasZiel, zunächsteine
verfassunggebende Versammlung
einzuberufen und einen breiten Dis-
kussionsprozess über Funktion und
Struktur des Staates auszulösen, wur-
dehintenangestellt.

Manuel Zelaya ist Pragmatiker und
weiß, dass er nicht mit einer neuen
Verfassung vor den Wahlen rechnen
kann, auch wenn Präsident Porfirio
Lobo sich – zumindest verbal – dafür
einsetzt.Erstensweißmannicht,ober
es ernst meint, zweitens werden die

I
Oligarchen alles unternehmen, um
echte Reformen zu bremsen. Deswe-
genversuchtZelayadenSchwung,der
mit seiner Rückkehr nach Honduras
indiePolitikgekommenist,zunutzen,
um ab sofort Wahlkampf zu machen.
Dabei riskiert er allerdings, dass der
Emanzipationsprozess, der mit dem
Putsch begonnen hat, gestoppt wird.
Noch im Februar hatte die Wider-
standsfront auf einem Kongress be-
schlossen, den Druck der Straße fort-
zusetzen und nicht auf die Wahlkarte
zu setzen.

Trotz seiner linken Rhetorik bleibt
Zelaya im Grunde ein traditioneller
Caudillo, der im Zweifel nicht auf ba-
sisdemokratische Entscheidungspro-
zesse setzt, sondern autoritär durch-
greift.DaskannvielleichteinenWahl-
erfolg 2013 ermöglichen. Ob dieser
Führungsstil allerdings geeignet ist,
dem Land die demokratischen Refor-
men zu bescheren, die es braucht, sei
dahingestellt.
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Caudillomit linkerRhetorik

s gibt mehrere Thesen, die den
Erfolg der Grünen zu erklären
versuchen. Die These ihrer Nei-
der lautet, sie verdankten ihre

Erfolge vor allem der Atomkatastro-
phe von Fukushima. Die These der
Grünen lautet:UnserAufschwung, der
nachweislich vor der Katastrophe ein-
setzte, ist die Frucht eines 30-jährigen
Eintretens für Klimaschutz und ein
neues Energiesystem ohne Atom. Das
distanzierte Publikum vermutet, dass
beide Thesen zu addieren sind, denn
dieKatastropheunddie 30-jährigeAr-
beit verstärken sich wechselseitig.

Hier soll eine vierte These oben-
drauf gesetztwerden:DieGrünensind
nur deshalb so erfolgreich,weil sie un-
ter ihrenaltenÜberschriften ihre Poli-
tikwendehalsigneu formulierthaben.
Dafür ist ein Kompliment fällig, denn
die Grünen sind geniale „Vermarkter“
ihrer selbst. Sie marschieren in eine
andere Richtung und gelten trotzdem
als geradlinig, standhaft und konse-
quent: Wahrlich eine Leistung.

Was macht die scheinbar standhaf-
ten Grünen zu politischen Wendehäl-
sen? Das hat zum einen mit der Öko-
nomisierung der Energiewende und
des Klimaschutzes zu tun.

Größere Teile der politischen und
wirtschaftlichen Eliten haben in den
vergangenen zwei Jahrzehnten zwei
wesentliche Dinge erkannt: Wenn wir
nichts tun gegen die drohende Klima-
Katastrophe, dann wird der wirt-
schaftliche Schaden unübersehbar
sein. Ihre zweite Erkenntnis: Aus dem
Kampf gegen die drohende Klima-
katastrophe und einer neuen Energie-
wirtschaft entstehen riesige Wachs-
tumsmärkte. ZugleichwarfendieGrü-
nen ihrerseits nach und nach Ballast
ab. Ursprünglich speiste sich ihre Kri-
tik an Atomenergie und Energiever-
brauch aus einem grundsätzlichen
Unmut über die Politik des Wirt-
schaftswachstums und der Wirt-
schaftskonzentration: Oligopole, Mo-
nopole,Großkonzernebestimmendas
Geschehen, dezentrales Kreislaufwirt-
schaften ist ohne Chance.

Vordenker der Öko-Bewegung

Es war ja nicht so, dass die Grünen al-
lein auf dieses Thema gekommen wä-
ren. Schon Bundespräsident Gustav
Heinemann fragte 1972 in einer Rede:
„Habenwir…nicht viel zu langeman-
che Kosten unseres Wohlstandes in
den Industrieländern auf die Umwelt
abgewälzt, in der wir nun zu ersticken
drohen?“ Und 1973 fragte Hans Matt-
höfer, langjähriger führender SPD-Po-
litiker:Wie kanneineWirtschaftwach-
sen, „ohnedieUmweltbelastung zu er-

E
höhen“? Der Autoindustrie wollte er
als Forschungsminister Ende der sieb-
ziger JahrezehnMilliardenMark indie
Handdrücken,wenn sie dafür einum-
weltfreundliches Langzeitauto entwi-
ckelte – aber sie wollte nicht.

Indenachtziger Jahrenfandenetwa
Erhard Eppler und Oskar Lafontaine
nachmühseligen Debatten in der SPD
und mit den Gewerkschaften unter
der Überschrift „sozial-ökologische
Modernisierung der Industriegesell-
schaft“ zu einer Position, die – gemes-
sen an dem, was heute an Ideen auf
dem politischen Markt angeboten
wird–diemodernste,diebesteunddie
kapitalismuskritischste ist. Der ökolo-
gische Umbau der Industriegesell-
schaft sei zur Frage desÜberlebens ge-
worden, hieß es da. Und: Wirtschaft-
lich ist nichts vernünftig, was ökolo-
gisch unvernünftig ist. Nicht jedes
Wachstum ist Fortschritt. Reparaturen
am Kapitalismus genügen nicht. Eine
neueOrdnung vonWirtschaft undGe-
sellschaft ist nötig.

Goldgrube für Investoren

Richtig ist:Wasbei denanderenPartei-
en und Akteuren eine Rolle unter vie-
len spielte, spielte bei den Grünen die
zentrale Rolle. Die beiden Aspekte
Wachstumskritik und dezentrales an-
deres Wirtschaften waren einst bei ih-
nen so bestimmend,wie sie heute ver-
gessen sind.Was als ProgrammfürNa-
turschützer begann, mündet heute in
eine gigantische Modernisierungsof-
fensive für Industrien und Wirt-
schaftsgesellschaften – buchstäblich
eineGoldgrubeanInvestitionen, Inno-
vationen und Renditemöglichkeiten.

Dezentralisierung, also die Demo-
kratisierung der Energiewirtschaft,
wird zwar noch gefordert, aber nur
noch leise und am Rande. Vielmehr
preisen dieGrünen ihre neue Energie-
politik als riesiges Innovations-, Mo-
dernisierungs- und Wachstumspro-
gramm der deutschen Wirtschaft an,
als säßen sie mit Peter Löscher an der
Spitze von Siemens. Es geht ihnen,wie
allen anderen, nicht umweniger, son-
dern ummehrWachstum: AusWachs-
tumkritikern wurden Wachstums-
treiber.Siebeförderndaswahnsinnige
System des Wachstums und bremsen
nicht – immer schneller strampeln
und wachsen, damit das System nicht
zu kippen droht wie ein langsamer
werdendes Fahrrad.

Absurder Wachstumszwang

Die Grünen schließen sich also end-
gültig jenem unerbittlichen Steige-
rungsprinzip an, das die Moderne als
„totale Mobilmachung“ (Paul Virilo)
erscheinen lässt. Schon lange begrün-
det in den führenden Industrienati-
onen, so argumentieren Jenaer Sozio-
logen umKlaus Dörre, niemandmehr
die Produktion von Produktenmit der
Deckung von konkretem materiellen
Bedarf, sondern wahlweise nur noch
mit der Schaffung von Arbeitsplätzen
oder der Erzielung von Rendite.

ErstdieseneuePolitikunterderver-
trautenaltenÜberschrift lässtdieGrü-
nen reüssieren. Grüne, die sich treu
geblieben wären und an einer Kritik
des immer absurderen Wirtschafts-
wachstums in den Industrieländern
festgehalten hätten und für ein Sys-
tem des dezentralen Wirtschaftens
fechten würden, wären wohl kaum
zum Liebling so vieler Wähler aus den
wohlhabenden Mittelschichten, von
so vielen Medien und deshalb auch
von Angela Merkel geworden.

Nurwegen ihrer politischenWende
habensienundenWindimRücken.Sie
sind in derMitte dieserWirtschaftsge-
sellschaft angekommen und haben
nochbessereChancen, alsnurdiegeis-
tig und kulturell peinlich gewordene
FDP auf Dauer abzulösen. Es sei ihnen
gegönnt. Aber nur unter einer Bedin-
gung: Sie sollten nicht weiterhin heu-
cheln, sie seien ihrerPolitik seit 30 Jah-
ren treu geblieben.

Da aber auch die Linkspartei nicht
die Rolle der Wachstumskritiker von
denGrünen übernehmenwird, haben
wir es heute mit einem Parteiensys-
tem zu tun, das zwar numerisch zahl-
reicher, aber bezüglichderHaltungen,
die von und in ihm vertreten werden,
einfältiger ist als das in den achtziger
Jahren. WOLFGANG STORZ

Grüne Wendehälse
ÖKOLOGIEDieGrünenhabenErfolg,weil sie sichkomplett neuerfundenhaben.
Wachstumskritik und ein anderes Wirtschaftsmodell blieben auf der Strecke

Ihr Erfolg sei den Grünen
gegönnt. Aber sie sollten
nicht heucheln, dass sie
ihrer Politik seit 30 Jahren
treu geblieben wären
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Wolfgang Storz

■ war von 2002 bis 2006 Chefredakteur
der Frankfurter Rundschau. Er lehrt der-

zeit an den Unis in Kas-
sel und Frankfurt

und schrieb zuletzt
das Buch: „Alles
Merkel? Schwarze
Risiken. Bunte

Revolutionen“ (Pu-
blik Forum).
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